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Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten 
im Straßenbau

Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten im
Straßenbau
auf Grundlage des Grundgesetzes (GG)

Staat (Bund) 

Grundgesetz

16 Bundesländer

16 Verfassungen

Bundesstaat
(Bundesrepublik Deutschland)
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Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten 
im Straßenbau

Artikel 90 Abs. 1 GG:

• Der Bund ist Eigentümer und Baulastträger der Bundesfernstraßen 

• Ihm ist die Aufgabe des Neubaus und Ausbaus vonBundesauto-

bahnen und Bundesstraßen zugewiesen

• Soweit er hiervon keinen Gebrauch macht, können die Länder  

gesetzgeberisch tätig werden
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Artikel 90 Abs. 2 GG:

• Die Länder oder die nach Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungs-

körperschaften verwalten die Bundesfernstraßen im Auftrag des 

Bundes

• Die Länder planen, bauen, erhalten und betreiben im Rahmen der 

Bundesauftragsverwaltung die Bundesfernstraßen im Auftrag des 

Bundes

Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten 
im Straßenbau
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Bundesauftragsverwaltung

Bundesauftragsverwaltung ist eine Form der Landesverwaltung:

Länder üben eigene Landesstaatsgewalt aus.

Umfassende Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes (Art. 85 GG): 

u.a. Weisungsrecht des Bundes (Bundesaufsicht hinsichtlich 

Gesetzmäßigkeit (Bedarfsplan!) und Zweckmäßigkeit)

Die Länder handeln nach außen hin im Verhältnis zu Dritten. Sie planen, 

bauen, erhalten und betreiben die Bundesfernstraßen im Auftrag des 

Bundes nachdem der Bundesgesetzgeber im Bedarfsplan festgelegt
hat, welche Bundesfernstraßen neu gebaut beziehungsweise ausgebaut 

werden. 

Entsprechend dieser Bedarfseinstufung nehmen die Länder dann die 

Planungen der vorgesehenen Maßnahmen auf. 

Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten 
im Straßenbau
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Bundesauftragsverwaltung in Bremen

Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten 
im Straßenbau

Bund

Land Bremen

Behörde des Senators für Umwelt, Bau,Verkehr und Europa

Abteilung 5

DEGES
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Bundesverkehrswegeplan und Bedarfsplan

Bundesverkehrswegeplan 
(BVWP)

Exekutive:
Regierungsprogramm

Legislative:
Ausbaugesetze

Straße Schiene Wasserstraße

Fernstraßen-
ausbaugesetz

Schienenwege-
ausbaugesetz

Bedarfsplan
Schiene

Bedarfsplan 
Straße
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Schema der Bewertungsmethodik  

Umwelt- und naturschutzfachliche 
Beurteilung

(Umweltrisikoeinschätzung mit 
Früherkennungssystem und FFH-

Verträglichkeitseinschätzung)

Raumwirksamkeitsanalyse
Zielbereich Verteilung und 

Entwicklung
Zielbereich Entlastung und 

Verlagerung 

Nicht-monetäre 
Beurteilungsverfahren

Nutzen-Kosten-Analyse

Beförderungskosten
Erhaltung der Verkehrswege

Verkehrssicherheit
Erreichbarkeit

Räumliche Wirkungen
Umwelteffekte

Zusätzliche Entscheidungskriterien:
•Anbindung von See- und Flughäfen
•Induzierter Verkehr
•Verkehrliche Interdependenzen

Synthese / Abwägung

Einstufung der Projekte in 
Dringlichkeitsstufen 

Vordringlicher Bedarf (VB) und 
Weiterer Bedarf (WB)
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Bundesverkehrswegplanung / 
Bedarfsplanung 

Szenarien / Prognosen der Verkehrsentwicklung (Bund)

Modernisierung der Bewertungsmethodik (Bund)

Ermittlung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses (NKV) für alle Projekte 
und Festlegung der Bauwürdigkeit [NKV >1] (Bund)

Überprüfung der Verkehrsnetze / Anmeldung von Projekten inkl. 
Kosten (Länder)

Bewertung der Nutzen der Projekte mit standardisiertem Verfahren
(Bund)

Gesetzgebungsverfahren zum Fernstraßenausbaugesetz (FStrAbG) 
mit Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen als Anlage; 

Verabschiedung durch den Deutschen Bundestag

Reihung der bauwürdigen Projekte nach Dringlichkeiten unter 
Berücksichtung des vsl. Finanzierungsrahmens für den 

Planungszeitraum (Bund / Länder)

Kabinettbeschluss zum Bundesverkehrswegeplan (BVWP)

Dauer: 
mind. 4-5 
Jahre
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Auszug aus dem Bedarfsplan (Anlage zum fünften Gesetz zur 
Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes vom 4.10.2004)
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Bedarfsplan

Geltender Bedarfsplan: Gesamtinvestitionsvolumen von ca. 80 Mrd. €

Davon 51,5 Mr.d € Vorhaben im Vordringlichen Bedarf. 
Diese sind zunächst umzusetzen!

Erst dann dürfen Projekte des Weiteren Bedarfs begonnen werden.

Der Weitere Bedarf enthält Vorhaben mit nachgewiesener 
gesamtwirtschaftlicher Vorteilhaftigkeit, deren Investitionsvolumina aber 
den heute bekannten Finanzrahmen überschreiten.
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Rechtswirkungen des Fernstraßenausbaugesetzes 

Der Bedarfsplan als Anlage zum Fernstraßenausbaugesetz ist ein Gesetz. 
Er entfaltet auch für die Gerichte Bindungswirkung. 

Bindend ist/sind u.a.: 
- ob Bedarf für eine Bundesautobahn oder Bundesstraße besteht (Bedarf 
kann nicht mehr in Frage gestellt werden!), 
- die im Bedarfsplan bezeichneten Dringlichkeitsstufen (Vordringlicher 
Bedarf, Weiterer Bedarf),
- die Vorgaben zur Straßenkategorie (BAB oder Bundesstraße) 
- Bindungswirkung auch für die Landesraumordnung: Landesplanung darf 
u.a. keine Ziele festlegen, die die an den Bedarfsplan gebundenen 
Behörden verpflichten, vom Bedarfsplan abweichende Entscheidungen zu
treffen. Keine Aufforderung zum Bruch eines Bundesgesetzes. 

(vgl. zu allem Leue in Kodal, Straßenrecht, 7. Aufl. 2010, S.1126 ff)
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Rechtswirkungen des Fernstraßenausbaugesetzes

Außer der Beachtung der verbindlichen Bedarfsfeststellung werden 
folgende wesentliche Verbindlichkeiten begründet:

- Beachtung der im Bedarfsplan bezeichneten Dringlichkeitsstufen
- Überprüfung des Bedarfsplans im Fünfjahresabstand (§4 FStrABG)
- Aufstellung von Fünfjahresplänen (§ 5 FStrABG)
- Berichtspflicht gegenüber dem Bundestag (§7 FStrABG)

Ein Abweichen vom Bedarfsplan ist nur bei unvorhersehbarem 
abweichendem Verkehrsbedarf möglich (§6 FStrABG ). 

Dies wird äußerst restriktiv gehandhabt (so auch BMVBS „Ergebnisse der 
Überprüfung der Bedarfspläne für die Bundesschienenwege und die 
Bundesfernstraßen“, 11.11.2010).
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Rechtswirkungen des Fernstraßenausbaugesetzes

Fünfjahresplan und Straßenbaupläne

Das Fernstraßenausbaugesetzes bestimmt im § 5 Abs.1, dass das BMVBS 
Ausbaus nach dem Bedarfsplan Fünfjahrespläne aufstellt.

Diese bilden den Rahmen für die Aufstellung der jährlichen 
Straßenbaupläne nach Artikel 3 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes. 
Diese sind Gegenstand des jährlichen Haushalts.

Der Fünfjahresplan ist somit eine haushalts- und verwaltungsmäßige 
Konkretisierung des Bedarfsplans.
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Folgerungen für die BAB A 281 sowie die B 6n

Bindend: Dringlichkeitsstufen

A 281: 
Vordringlicher 
Bedarf

B6n: 
Weiterer 
Bedarf
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Folgerungen für die BAB A 281 sowie die B 6n

Bindend: Straßenkategorie 

A 281: 
Autobahn

B6n: 
Bundesstraße
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Folgerungen für die BAB A 281 sowie die B 6n

Bindend: Bedarf 

Autobahnverbin
dung von A nach 
B

Bundesstraßen
verbindung 
von C nach D

A

B
C

D
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Bedarfsplanüberprüfung 2010

Die Bedarfsplanüberprüfung 2010 (Abschlussbericht vom 11.11.2010) hat 
ergeben: 

„Die aktuellen Bedarfspläne sind nach wie vor gut geeignet, die meisten 

vorhandenen/ prognostizierten Engpässe aufzulösen.

Die aktuellen Bedarfspläne enthalten ausreichend viele bauwürdige 

Maßnahmen. Damit können viele Jahre wirtschaftliche und verkehrlich 

notwendige Aus- und Neubaumaßnahmen realisiert werden.

Da sich die Grundlagen der Bedarfspläne, insbesondere die 

Gesamtentwicklung des Straßen- und des Schienenverkehrs gegenüber dem 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bedarfspläne nicht wesentlich verändert 

haben, ist eine Fortschreibung der Bedarfspläne zum jetzigen Zeitpunkt

nicht erforderlich.“

Eine kurzfristige Änderung des Bedarfsplan ist unwahrscheinlich!
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Weiterer Planungsablauf im Überblick

Land

Gesetzgeber

Bund

Privater Unternehmer

Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen

Entwurfsplanung

Vorplanung mit 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Planfeststellungsverfahren

Raumordnungsverfahren

Bundesgesetz

Linienbestimmung

Ausführungsplanung, öffentliche 
Ausschreibung, Vergabe

Gewährleistung (bis zu 5 Jahren)

Baudurchführung

Abnahme / Verkehrsfreigabe

§ 16 FStrG

Planfeststellungsbeschluss 
§17 FStr.G
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Was Kennzeichnet eine Autobahn

§ 1 FStrG
„Bundesautobahnen sind Bundesfernstraßen, die nur für den 

Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt und so angelegt sind, dass sie 

frei von höhengleichen Kreuzungen und für Zu- und Abfahrt mit 

besonderen Anschlussstellen ausgestattet sind. Sie sollen getrennte 

Fahrbahnen für den Richtungsverkehr haben.“

- getrennte Richtungsfahrbahnen
- anbaufrei
- kreuzungsfrei 
- nur für Kraftfahrzeuge
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Was Kennzeichnet eine Autobahn

Höhengleiche Kreuzungen: 
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A 281
Abschnittsbildung

Gröpelingen

BA 2/1 BA 2/2

BA 3/1

BA 3/2

BA 4

BA 1 seit 1995 unter Verkehr


